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Verkiindet am 26. Mdrz 1954
Symalla, Justizobersekretdr,

als Urkundsbeamter der Ge~
schiaftsstelle.
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Im Namen des Volkes
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’ In dem Rechtsstreit ﬁ
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der Cq Lebensversicheriungs-AG in K@D, VG- G- ~
Platz, vertreten durch il}ren Vorstand, ;
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Beklagtén, Berufungeklidgerin und Revisionskliégerin, "
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- Prozesshevollmichtigter: Rechtsanwalt Prof.Dr. GUNED -
gegen #
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1. die Ehefrau Beatrice St zeb. SEIENP, -Gl
Fq,

2. die Ehefrau Edith P gev. SCEIED in v-GHID
a.d. CARD-VallD-Strasse W,

Kléger; Berufungsbeklagte. und Revisionsbeklagte .

- Prozesshevollméchtigter: Rechtsanwalt Dr. GNP -
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hat der V. ﬁivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die miind- Eg
liche Verhandlung vom 26. Mirz 1954 unter Mitwirkung s,
des Senatsprésidenten Dr.Tasche und der Bundesrichter f%
Dr.Huckingh#us, Schuster, Dr.von Werner und Dr.Grofmann *?
' ®
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fiir Recht erkannt:

Auf éie Revision der Beklagten wird das Urteil des
3. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Frankfurt
a.M.'vom 11. Juli 1952 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und Ent-
Scheidung an das Berufungsgericht zuriickverwiesen, B
dem Auch die Entscheidung iiber die Kosten des Revi- #

sionpverfahrens ibertragen wird.

Von Rechts wegen

by
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Die Kldgerinnen sind die alleinigen Erben des am 16, L
Dezember 1948 verstorbenen Kommerzienrate F.W. SUREENED. w
Dieser erhielt am 31. Dezember 1942 von der Beklagten ein ‘,';
Darlehen von 64 000 RM zur Abgeltung der Gebaudeentschul- *ﬁ
dunossteuer, die auf seinem in W* &
se 7 gelegenen, im Grundbuch von W“—I‘ FBand” v
217 Blatt 3255 eingetragenen Grundstiick lastete. Die’ Be-- 5:?
klagte fhhrtwe den Darlehnsbetrag geméss der Verordnung %&
zur Durchfuhrung der Verordnung iiber die Aufhebung der ”
Gebaudeentschuldungssteuer vom 31. Juli 1942 (RGBl I 503 gi
ff) an das F:Lnanzamt in Wiesbaden ab und erhielt dariiber ;
geméss § 3 der genannten Verordnung eine vom 9, Januar
1943 datierte Bescheinigung. Das Grundstiick war ausser K
mit dieser z@mﬁchst im Frundbuch nicht eingetragenen Ab-
zeltungslast noch mit einer Darlehnshypothek von 270 000 ‘(,

- GM zu Gunste’p der Beklagten belastet.
|

Der Grundstiickseizentiimer verksufte das genannte Grund-

stiick durch Vertrag vom 18.Fehruar IIQMan die NS-Volkswohlfahrt
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e.V, in Berlin., In diesem Kaufvertrage ist unter V folgen-~ &
des vere:mba;cb ¥

"Die auf dem Grundstiick ruhenden Hypothekeno j;

}

1. Hypothek der Colllljilp <GP Lebensversicherungs-

AG Zu K@P 2.Rh. von 270 000 GM nebst Zinsen seit ﬁ

1. August 1926, die heute noch in der tatsdchlichen j\

‘ Hoh? von 240 000 GM besteht, und ‘;

2. Abgeltungshypothek fiir die Hauszinssteuer in Hohe 3

von z.Z2t. noch 62 208 RM (Wert zum 31. Dezember
1943), ebenfalls zu Gunsten der COlD in K.

werden seitens des Kaufers ux‘nermommeno




Matthias Prinz
l ’ . Rechtsanwalt WWW.prinz:4f

Die Kosten, soweit sie mit der Loschung der beiden
Hypotheken zusammenhéngen, trégt der Verkdufer."

f‘erner heisst es unter VIII des Kaufvertrages:

"Die Zahlung des Kaufpreises ab‘ziiglich der beiden Hy-

potheken erfclgt sofort nach Umschreibung des Grund- L

. 'stlicks auf den Kdufer im Grundbuch an Firma S §

) R :c, viGEED-S-P, auf deren Reichs- §
‘bank-Girokonto bei der Reichsbank VGNP zu Gunsten

‘des Herrn Priedrich Wilhelm SUNENES.

Der Kaufpreis einschliesslich der beiden Hypotheken
wird seitens des Kéufers ab 1, Januar 1944 bis zum
'Zahlungs- bzw. Loschungstage mit 4 1/2 % verzin,st;"

|
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Am 22. Februar 1944 richtete der Kommermenrat S‘—
-én die Beklagte folgendes Schreiben: ‘

"Betru Hypothek WD P-WllP:trasse @ (A 295)

Der guten Ordnung wegen teile ich Ihnen mit, dass

das Haus Pa@iii®strasse @ in WQJED an die NSV

_ verkauft worden ist.

Die Hypothekenschuld ‘von 240 000 RM zu Ihren Gunsten
und ebenso die von Ihnen gegebene Abgeltungshypothek
von noch RM 62 208 sind von der NSV ilibernommen wor-

" den, und zwar ist die Ubernahme mit Wirkung ab 1.
Januar 1944 erfolgt.

Die NSV hat die Absicht, die beiden Belastungen hald-
méglichst zuriickzuzahlen und wird sich in dieser Sache
K ' direkt an Sie wenden."

Die NSV teilte der Beklagten durch ein Schreiben wvom R
22. Pebruar 1944 ebenfalls mit, dass sie das Hausgrundstiick

+
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erworben habe. Zugleich kiindigte sie die Darlehnshypothek
von 270/ 000 RM zum 31. Mai 1944 mit dem Bemerken, dass sie
grundsétzlich keine Hypotheken iibernehme und dankbar wére,
wenn sich die Beklagte mit einer sofortigen Ldschung und

Riickzahlung einverstanden erkldren wiirde. Hierauf antwor-

tete die Beklagte der NSV am 28. Februar 1944 u.a. wie
folgt: . \

|
|

"Auf dem vorbezeichneten Grundstiick lasten zu unseren
Gunsten:

1, Darlehnshypothek von restlich 240 000 GM,

2. Hauszinssteuerabgeltung von restlich 62 208 RM.

o IR % A B b N

Die Darlehnshypothek kann vom Schuldner jederzeit
zuriickgezahlt werden.

RO% R R

Dagegen unterliegt die Hauszinssteuerabgeltung den
gesetzlichen Bestimmungen, wonach dieselbe mit ein-
hdalbjahrlicher Frist auf Quartalsende zur Riickzah-
ldng gekiindigt werden muss. Die Kiindigung kann also
eﬂfolgen friilhestens zum 30. September 1944. Eine vor-
zéltlge Riicknahme unserer. Abgeltungsforderung bedauern

wlr Ihnen nicht zugestehen zu kdnnen.
]. .
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Die ordnungsméssige Kiindigung des Abge%ﬁyg§§be£?§ges
belieben Sie rechtzeitig vorzunehmen, da: dlege ‘bis
gum 30. Mdarz 1944 in unserem Besitz sein muss,. un
Gilltigkeit zur Riickzahlung zum 30. September 1944

zu haben."
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Unter Bezugnahme auf dieses Schreiben kiindigte die
NSV sodann am 29. Februar 1944 "als jetzige Besitzerin des
Grundstiicks" den Hauszinssteuerabgeltungsbetrag zum 30.
September 1944. Zur Riickzahlung des Abgeltungsdarlehns ist
es infolge der Kriegsereignisse nicht mehxf’gekommen°
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Nachdem die NSV durch die Gesetzgebung der Alliierten
aufgelsst und ihr Vermbzen beschlagnahmt worden war, wurde .
auf Antrag der Beklagten am 23, Dezember 1947 die Abgel-
tungslast als Hypothek in das Grundbuch eingetragen. Am
29. Dezember 1949 wurde das Land Hessen in Ausfiihrung der
Gesetzgebung der Alliierten als neuer Grundstilickseigentiimer
im Grundbuch eingetragen. In der Folgezeit lehnte das Land -
Hessen Zins- und Tilgungszahlungen mit dem Hinweis darauf
ab, dass eine Umstellung von Verbindlichkeiten der ehema-
ligen nationalsozialistischen Gliederungen bisher noch
nichterfolgt sei; es wurde jedoch von dem Lande Hessen.
nicht bestritten, dass es dinglicher und persdnlicher
Schuldner der Abgeltungslast geworden sei.

‘Am 23, .Februar 1951 hat das Amtsgericht in Wies®aden
auf Antrag der Beklagten die Bescheinigung des Finanzamis -
in Wiesbaden vom 9. Januar 1943 geméss § 11 Abs 2 und 3
der DVO vom 31. ¢uli 1942 gegen die Klégerinnen alis Erbin-
nen des verstorbenen Kommerzienrats SEJiiiip fir voll stv'er-lr~
bar erklirt, :

~ Die Klégerinnen sind der Ansicht, gegen sie sei die
Zwangsvollstreckung aus der genannten Urkunde unzuldssig,
da in dem Kaufvertrage ihres Vaters mit der NSV vom 18.
Februar 1944 eine befreiende Schuldiibernahme beziiglich der .
Abgeltungslast vereinbart worden sei, welche die Beklagte
genehmigt habe, so dass ihr Vater aus dem Schuldverhaltnls
ausgeﬁohleden sei.

Die Klagerinnen haben gegen die Beklagte Klage erhbbep
mit dem Antrage, ‘
die Zwangsvollstreckung gegen sie aus der geméss § 1l
der VO iiber die Aufhebung der Gebdudeentschuldungs-
steuer vom 31. Juli 1942 seitens des Flnanzamts Wies-¢
baden am 9. Januar 1943 der Beklagten erteilten Be~ 3
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scheinigung, wonach die Rechte aus der Abgeltungslast
von, 64 800 RM auf dem im Grundbuch von VIEED- G *
Banp 217 Blatt 3255 eingetragenen Grundstiick auf die
Beklagte iibergegangen sind, und aus der dazu vom Ur-
kun@sbeamten des Amtsgerichts Wiesbaden am 23. Februar
1951 erteilten Vollstreckungsklausel wegen der Haupt-
for?erung von 6 480 DM und Nebenleis tungen fiir unzu-
l§s§ig zu erklgren,

DiefBeklagte hat um Abweisung der Klage gebeten und den
Standpunkt vertreten, bei der Verdusserung des Grum stiicks
Pa”trasse @ sei zwischen dem Kommerzienrat S.
und der NSV eine befreiende Schuldiibernahme nicht verein-
bart worden, vielmehr habe es sich allenfalls um eine Er-
fﬁllungsﬁbernahme gehandelt. Sie hat ferner die Ansicht
vertreten, dass sie eine etwa vereinbarte befreiende Schuld-
iibernahme auch nicht genehmigt habe.

Das Landgericht hat die Beklagte antragsgeméss verur- f:

" teilt. Es hat angenommen, dass zwischen dem Kommerzienrat

SEJD und der NSV eine befreiende Schuldiibernghme verein- *
bart und diese von  der Beklagten auch genehmigt worden sei. °
Das Berufungsgericht hat die Berufung der Beklagten als
unbegriindet zuriickgewiesen.
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Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihren Antrag aufi?
Abweisung der Klage weiter. Die Kldgerinnen bitten um Zu- *

riickweisung des Rechtsmittels. i
Entscheidungsgriinde: *

%

Das Berufungsgericht hat die Vollstreckungsgegenklage

fir zuldskig erachtet, weil es sich bei den von den Finanz- ;
. .

amtern nach § 11 der VO vom 31. Juli 1942 ausgestellten
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Bescbeinigungen iiber den Ubergang der Rechte aus der Abh-
geltbngsschuld um weitere Vollstreckungstitel im Sinne des
§ 794 ZPO handle, auf die nach § 795 ZP0O die Vorschrift

des E 767 Abs 1 ZPO entsprechend anzuwenden sei. Insoweit
hat die Revision keine Riige erhoben und ist eine Gesetzes- .
verl%tzung auch nicht ersichtlich. 5

|1, Das Berufungsgericht hat die Annahme des Landger1d&11<
zw1séhen dem Vater der Kldgerinnen und der NSV sei hin31cht4 ;
lich'der auf dem Grundstiick Paqiill@strasse @ in VD B
ruhenden Abgeltungslast eine befreiende ibernahme der per- B
sonlichen Schuld vereinbart worden, gebilligt und hierzu ’:
ausgefiihrt: Zur Zeit des Kaufabschlusses sei die Belastung
zwarlnoch nicht im Grundbuch eingetragen gewesen, doch habe
das @Grundstiick auch chne Eintragung dinglich fiir die von
dem Kigentiimer durch die Aufnahme des Abgeltungsdarlehns
begriindete persdnliche Schuld gehaftet. Erst durch die
Eintregung im Grundhuch am 23, Dezember 1947 sei die Ab-
geltungslast zu einer Hypothek geworden. 3leichwohl be-
sténden keine Bedenken, hinsichtlich der Auslegungsfrage,
ob eine befreiende Schuldiibernshme als vereinbart anzusehen
sel,[dleselben Regeln wie bei einer Hypothek anzuwenden.
Aus der Ubernahme der als "Abgeltungshypothek" bezeichneten
Belaétung und der Abmachung, dass der Kaufpreis "abziiglich |
der Hypotheken" sofort nach der Elgentumsumschrelbung zu
zahlen sei, gehe klar hervor, dass-die ﬁbernahme der auf ;h
dem Grundstiick ruhenden Belastungen in Anrechnung auf den
Kaufptels geschehen sei. Eine derartige Regelung der Kauf-
prelstegu‘lerung finde sich héufig in Grundstiickskaufver-
trageh Dabei werde nur selten zwischen dem dinglichen
Recht| und der persdnlichen Forderung unterschieden; meist
heissh es nur, dass die Hypothek in Anrechnung auf den
Kaufp%eis Uibernommen werde. In aller Regel werde aber der
Wille?der Vertragschliessenden dahin gehen, dass der K#éufer
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neben der dinglichen Belastung, die ohne besondere Erklé-
rung mit dem Grundstiick iibergehe, auch die persotnliche
Schuld éu tibernehmen habe, Auf einen solchen Parteiwillen
sei im iweifel deshalb zu schliessen, weil der von den

- .Vertragsparteien verfolgte wirtschaftliche Zweck regel-

2 jﬁk#n&SSis ghin gehe, den Verk#ufer hinsichtlich der ibernom-

‘menen B lastungen von jeder weiteren Haftung freizustellen.
Das konné nur durch eine den Verk&ufer befreiende {fbernah-
me der persdnlichen Schuld erreicht werden; denn nur in

diesem Falle scheide der Verksufer aus dem Schuldverh#ltnis

v6llig aus, so dass er im Gegensatz zur Schuldmitiibernahme

oder einer Erfiillungsiibernahme einen Zugriff des Schuldners
nicht mehr zu befiirchten brauche. Piir eine von dieser Re-
el abWei@hende Vereinbarung seien im vorliegenden Falle
keine Anhaltspunkte gegeben. Bei der Ubernahme habe es

sich nur um die perstnliche Schuld handeln konnen, da es
einer bemonderen Ubernahme der dinglichen Last nicht be-
durft habe, die ohnehin stets mit dem Grundstiick verbunden

.bleibe. Allenfalls kbnnte man an einen Verzicht des Kaufers

auf Loschung der ILast denken; d&s komme indessen hier nlcht
in Prege, da die in Abschnitt V des Vertrages enthaltene
Bestimmumg, dass der Verkdufer die Loschungskosten zu tra-
gen habe; gerade ergebe, dass man zwar an eine baldige
Laschung:gedacht habe, dass aber zun#chst einmal die Be-
1astungen mit ilibergehen sollten. Letzterem stehe auch nlcht
etwa die Erklarung in dem Schreiben der NSV.vom 22. Febru-
ar 1944 qntgegen, dass sie grundsdtzlich keine Hypotheken
ﬁbernehmé, denn damit habe diese nur iiberfliissigerweise
eine Mdtﬂvierung fiir ihr Verlangen nach baldiger Abldsung
der Verpfllichtungen gegeben. Gleiches gelte von deren ‘
Schreibeﬂ vom 29. Februar 1944, in dem sie "als Besitzerin
des Grundstiicks" gekiindigt habe, da hieraus nicht entnom-
men werden konne, dass sich die NSV nur als dinglicher
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Schuldner betrachtet habe. Ein solcher einschrénkender

Hinwelis widre nsmlich damals fiir keinen der Beteiligten
yon Ihteresse gewesen, da allein die Kundgahe des Willens
der NBV, die Schuld begleichen zu wollen, wesentlich ge-
wesen:seia Unerheblich sei die von der Beklagten erst in
der Berufungsinstanz aufgestellte Behauptung, die NSV habe
nach Einer Dienstanweisung Hypotheken iiberhaupt nicht iiber-
nehmen diirfen. Selbst wenn eine solche Anweisung bestanden
haben| sollte, so schaffe sie doch nicht die Tatsache aus
der Welt, dass die Abgeltungslast von der NSV in dem Kauf-
vertrage ausdriicklich iibernommen worden sei, wozu die fiir
die NSV handelnden Personen auch nach aussen hin erméch-
; tigt ewesenssien, da der Dienstanweisung nur eine interne
- Bedeu hng zugekommen sei und bei einem Verstoss gegen sie
die handelnden Personen nur von ihrer Organisation hédtten
zur Verantwortung gezogen werden kodnnen. Nach alledem sei
der S#nat zu der Uberzeugung gekommen, dass zwischen dem
Kommerzienrat S und der NSV ein Schuldiibernahme-
vertrag gemdss den §§ 414, 415 BGB geschlossen worden sei,

welcher der Genehmigung seitens der Beklagten bedurft habe.
i *

‘Die Revision tritt dieser Auffassung entgegen und
riigt Verletzung materiellen und formellen Rechts. Sie hdlt
die‘Aﬁslegung, die das Berufungsgericht dem Kaufvertrage
gegeben hat, fiir denkgesetzlich unmbglich und riigt auch

einen 'Verstoss gegen Verfahrensvorschriften.
i .

ﬁie Revision weist darauf hin, dass beide Vertrags-
parteien bei dem Abschluss des Kaufvertrages durch Juristen .
beratén gewesen seien, und meint, es komme danach auf den
Wortldut des Vertrages an, in dem von einer Ubernahme der
persdrlichen Schuld nichts gesagt sei. Sie macht ferner 3
gelterld, die Beklagte habe vorgetragen und unter Beweis ,i;
gestejlt, dass die NSV die Hypotheken weder habe ubernehmen; 'f

|
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wollen ﬁoch auch nach ihren Verwaltungsgrundsdtzen habe
ﬁbernehﬂen konnen. Die Revision riigt, dass.diese Beweise
nicht eﬁhoben wcrden seien, obwohl die unter Beweis ge-
stente‘x* Tatsachen ein Indiz dafiir geliefert hitten, wel-
ches Schlcksal nach dem Willen der Vertragschliessenden

die perdonllche Forderung treffen sollte. Sie h#alt ferner
den von /der Beklagten angetretenen Beweis fiir erheblich,
dass deﬂ Geschédftsstellenleiter der NSV niemals die Absicht
gehabt abe, die perstnliche Schuld des Kommerzienrats

zu iibernehmen, und beméingelt, dass auch dieser
Beweis nicht erhoben worden ist, obwohl auch das Bestehen
der behahpteten Dienstanweisung unter- Beweis gestellt wor-
den sei,}Daraus, dass die NSV die Hypotheken sofort zuriick-
zahlen wbllte, folgert die Revision, dass &ie nicht mehr
Verpfllchtungen habe iibernehmen wollen als sie in dem
Kaufverttage eingegangen sei. Nach ihrer Ansicht kann eine
SchuldubFrnahme a2uch nicht aus dem Schreiben der NSV vom
22, Febrpar 1944 ahgeleitet werden, da in ihm im Gegenteil
um Zustiminung zur sofortigen Riickzahlung gebeten und die

¢+

Kiindigung ausgesprochen worden sei. Die Revision sieht E
eine VerietZung des § 286 ZP0 ferner darin, dass das Beru- .
fungsgericht nicht gepriift habe, ob nicht etwa nur eine X

Erfiillungsiibernahme vorgelegen habe. Endlich weist die
Revisioninoch darauf hin, dass die befreiende Schuldiiber-

nahme reéelm&ssig an die Bedingung gekniipft werde, dass ?
sie erstimit der Eintragung des Erwerbers im Grundbuch :
wirksam ﬁerde, da andernfalls die Gefahr der {bernahme ~§
einer Veﬁpflichtung ohne Gegenwert bestehe, eine Gefahr, R~
welche d1e juristisch beratene NSV niemals auf sich genom- <
men haben wiirde. ) j?

Dlqun Riigen war der Erfolg nicht zu versagen. E
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iDas Berufungégericht hat in tatsdchlicher Hinsicht
festgestellt, dass der Vater der Kligerinnen und die NSV
eineibefreiende Schuldiibernahme vereinbart haben., Diese
Feststeilung wiirde fiir das Revisionsgericht bindend sein,
wenn sie nicht vcen Rechtsirrtum beeinflusst wdre. Dem
Berufungsgerlcht ist darin beizutreten, dass der Kauipreis E
zum Teil durch die Ulbernahme der in dem Vertrage angefiihr--
ten Belastungen berichtigt werden sollte. Daraus folgt in-
dessén noch nicht zwingend, dass die Vertragsparteien hier-
bei an eine befreiende Schuldiibernahme gedacht haben. Die
Ubernahme einer dinglich gesicherten Schuld durch den Er-
werber eines Grundstiicks gegeniiber dem Verdusserer wird
'sich zwar in der Regel als eine die Befreiung bezwecken-
de Schuldiibernahme darstellen (vgl RGZ 56, 200; 75, 340;
RG vom 15. Februar 1932 in JW 1932, 10436 und die éort
angefiihrten weiteren Entscheidungen; BGB RGRK 10. Aufl
§ 415 Anm 1;Palandt 12, Aufl § 415 Anm 1). Eine befreiende
Schuldiibernahme wird insbesondere dann anzunehmen sein,
wenn mit einem Portbestand der persénlichen Schuld und
damit der dinglichen Belastung auf léngere Sicht zu rech-
nen ist, der Ubernehmer daher durch die Ubernahme der Last
die Zahlung eines Teils des vereinbarten Kéufpreises Zu-~
néchst erspart und der Verkdufer Wert darauf legen muss,
ven der persdnlichen Schuld befreit zu werden, damit er
nicht nach vielleicht erst vielen Jahren noch persénlich
Piir die Schuld - in Anspruch genommen werden kann. Anders
kann die Rechtslage aber mdglicherweise sein, wenn die
alsb@ldige Riickzahlung der geschuldeten dinglich gesicher-
ten Betrédge in Aussicht genommen ist; denn in diesen Pdl-
len besteht weder fiir den Grundstiickserwerber eine Ver-
anlassung, die persdnliche Schuld des Verdusserers, die er
otmshin baldigst tilgen will, zu iibernehmen, noch auch ist
der VFrkﬁufer besonders daran interessiert, bis zu ihrer
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Ti]gung'von der perstnlichen Schuld befreit zu werden. Das
2ilt ;uf letzteren besonders dann, wenn an der alsbaldlgen
Beqlelcﬁung der Schuld durch den Grundstiickskdufer ernst-
lich n1¢ht zu zweifeln ist, wie es hier bei Abschluss des
Kaufver#rages der Fall war. Es lag danach durchaus im
Bereich der Msglichkeit, dass die Vertragsparteien ledig-
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lich eine Erfiillungsiibernahme (§ 329 BGB) vereinbart haben. .

Mit dleéer naheliegenden Frage hat sich das Beschwerdege-
richt nicht auseinandergesetzt. Dessen hdtte es aber umso-
mehr bedurft, als die Beklagte die Vereinbarung einer be-
freienden Schuldiibernahme bestritten hatte und das Beru-
fungsgéficht selbst hervorgehoben hat, die'Vertragspar-
teien hﬁtten an eine baldige Loschung gedacht, der Verkdu-
fer aucﬁ nach dem Vertrage die Kosten der Loschung tragen
solltealbass dem so gewesen ist, lésst schon der Kaufver-
trag erkennen, ergibt sich aber insbesondere auch aus

den beiben Schreiben der Kaufvertragsparteien vom 22,
Februar 1944 an die Beklagte. Unter diesen Umsténden konn-
te es v@n Bedeutung sein, dass in dem Kaufvertrage selbst
von der: perstnlichen Schuld nicht die Rede ist. Das Beru-

fungsge‘icht durfte daher nicht ohne weiteres von dem oben 2‘
erwdhnten Regelfall auszehen. Zu beanstanden ist insbeson- v

dere seine Annahme, es seien keine Anhaltspunkte dafiir
vorhanden, dass die Vertragsparteien von der im allgemeinen

ﬁblicheh‘befreienden Schuldiibernahme hédtten abgehen wollen.‘:
AbgesehEn von der Bedeutung, die der in Aussicht genommenen‘;

alsbaldigen Tilgung der Schulden zukommen konnte, hat die
Beklagte behauptet und unter Beweis gestellt, dass die
NSV nacE ihren Verwaltungsgrundsétzen die Lasten weder
habe ﬁbprnehmen wollen noch habe iibernehmen diirfen., Diese
Behauptpng fand eine Stiitze in dem Schreiben der NSV vom
22. PFebruar 1944, in dem sie darauf hinwies, sie iibernehme
grundséleich keine Hypotheken. Hierin will das Berufungs-
oerlcht lediglich eine Motivierung der Ruckzahlu)gg%ﬂgipht
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sehen; ob der Sinn dieser Mitteilung sich hierin erschspft, B
kann| mindestens zweifelhaft sein; denn sie enthdilt mog-
licherweise auch einen Hinweis darauf, dass die Vertrags- \
partilen, wenn auch in dem Kaufvertrage von der Ubernahme 5
der lasten die Rede ist, doch nicht an eine befreiende
Schuldiibernahme, sondern lediglich an eine teilweise i1
vung\des Kaufpreises durch Befriedigung der Glaublgerln
seitens der NSV, die das Grundstiick unbelastet erwerben
wollte, also an eine Erfiillungsiibernahme, gedacht haben.
Flir die Klirung der Frage, welchen Sinn die Vertragspar-
teien mit der "Ubernahme" der Lasten verbunden haben,
kann tor allem die Vernehmung des damaligen Gaukassen-
leiters der NSV, auf dessen Zeugnis sich die Beklagte
berufen hat, von Bedeutung sein. Fiir diese Frage kann
ferner wesentlich sein, ob eine allgemeine Dienstanweisung
des Ihhalts bestanden hat, dass bei dem Erwverdb von Grund-
stlicken seitens der NSV Hypotheken nicht zu iibernehmen seien..f
Wenn eine solche Anordnung auch eine interne Dienstanwei- '
sung kewesen sein wiirde, sc¢ kann doch nicht ohne weiteres
angenommen werden, dass sie im vorliegenden Falle nicht
beachtet werden sollte, zumal da unstreitig die umgehende
Beglejchung der Schulden in Aussicht genommen war; denn
dies ﬁﬁnnte gerade dafiir sprechen, dass, wenn eine solche :
Dienstanweisung bestand, sie auch im vorliegenden Falle be- §
folgt!werden sollte, Mit Recht hat die Revisicn daher ge-
riigt, {dass die angefiihrten, von der BeKlagten angetretenen
Bewelée nicht erhoben worden sind. Das Berufungsgericht
hat dahach eine Auslegung des Kaufvertrages vorgenommen,
ohne dbn Sachverhalt zuvor hinreichend aufzukléren. Das
angefochtene Urteil musste daher schon aus diesem Grunde
aufgehbben und die Sache z2u neuer Verhandlung und Entschei- §

dung ab das Berufungsgericht zuriickverwiesen werden.
i
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;5 Béi der erneuten Priifung wird zu beachten sein, dass

%~ die NS? in ihrem Schreiben vom 22. Februar 1944 der Be-

% klagteﬁ lediglich den Kauf des Grundstiicks angezeigt und

§. nur vog der Riickzahlung und Loschung der Hypotheken, nicht .
¥ aber van ihrer Ubernahme gesprochen und auch der Verkdufer =
{ in sein@m Schreiben von demselben Tage der NSV den Verkauf

% des Grundstiicks "der guten brdnung wegen" mitgeteilt hat,

& ohne dile Frage der Genehmigung der Hypothekeniibernahme anzu-
; schneiden. " N
&

2.. Das Berufungsgericht hat ferner die Genehmigung der
thuldﬁbernahme durch die Beklagte aus den zanzen Umsténden .
des Falles hergeleitet. In dem Schreiben des Verkéufers vom
22. Febﬁuar 1944 beziiglich der Ubernahme der Abgeltungshy-
pothek furch die NSV hat es zugleich eine Anzeige von der
Ubernahme auch der personlichen Schuld gesehen und ange-
nommen, | dadurch sei der Beklagten die Schuldiibernahme ent-
sprechend der Vorschrift.des § 415 Abs 1 BGB mitgeteilt
worden.|Das Berufungsgericht hat weiter ausgefiihrt, die
Genehmiéung der Schuldiibernahme seitens der Beklagten habe
dem Verk#ufer oder dem Kiufer gegeniiber erkldrt werden
kdnnen und zu ihrer Erteilung habe ein schliissiges Verhal-
ten geniigt, das den Genehmigungswillen erkennen lasse. Das
Oberlandesgeficht hat erwogen, dass strenge Anforderungen
zu stelien seien, wenn aus einem konkludenten Verhalten

auf den 'Willen zur Genéehmigung geschlossen werden solle,
und will daher aus der blossen Annahme von Zinsen oder
Abschlaészahlungen einen solchen Willen noch nicht aﬁbiteﬂ.~2
Dagegen kann nach seiner Auffassung der Genehmigungswille ‘
daraus entnommen werden, dass der Gléaubiger den tibernehmer
erkennbar als Schuldner behandelt. Das Berufungsgericht ist
der Meinhng, dass letzteres hier der Fall gewesen sei, da .
die Beklagte mit der NSV liber die Riickzahlung des Abgeltungs-
dalehns korrespondiert und auf die Notwendigkeit einer frist}‘
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gerechten Kiindigung hingewiesen habe, auch nichts dafiir g

vorliege, dass die Beklagte etwa die NSV nur in Beszug

auf hhre dingliche Haftung habe ansprechen wollen, da sie
in dliesem Palle dem Verkiufer hétte mitteilen miissen, dass
sie hlt seinem Ausscheiden aus dem Schuldverh&dltnis nicht
elnvFrstanden sei. Pir seine Auffassung hat das Berufungs-
gerith ferner angefiihrt, dass in der Regel die personliche
Haftung des Schuldners bei einer ausreichenden dinglichen
Sichtnung derart in den Hintergrund trete, dass der Gl&au~
bl“Q? kein Interesse daran habe, den Verk#dufer des bela-
stetTn Grundstiicks als persdnlichen Schuldner festzuhalten.
Nach |der Auffassung des Berufungsgerichts musste dies hier

umsodehr der Fall sein, als die Abgeltungslast alleh ‘anderen §

Grundstucksbelastungen kraft Gesetzes im Range vorgegangen
sei, 'also eine erstklassige Sicherheit dargestellt habe,
wahrend der Verkdufer wirtschaftlich schwach gewesen sei,
die ﬁSV.dagegen damals noch die Gewdhr dafiir geboten habe,
dassisie die Zahiungen zu den in Aussicht genommenen Ter-
. minen leisten werde und die Beklagte auch auf eine ver-
zeitige Riickzahlung des Abgeltungsdarlehns keinen Wert
gelegw habe. Das Berufungsgericht hat unter diesen Umsthn~
den e;nen verniinftigen Grund vermisst, der die Bekhaute
hétte veranlassen konnen, die Genehmigung der Schuldiiber-
nahme' zZu verweigern, und dementsprechend angenommen, die
Genehmigung sei gemédss § 415 BGB erteilt worden. Es hat
dahingestellt gelassen, ob auch § 416 BGB auf die Ubernahme
der noch nicht im Grundbuch eingetragenen Abgeltungslast
anWen&bar gewesen sein wiirde, da die Anwendbarkeit dieser

Vorschrift eine Genehmigung nach § 415 BGB nicht ausschlles— 3:

se, wAs allgemein anerkannt sei.
r
Das Berufungsgericht hat aus alledem gefolgert, dass

infolge der befreienden Schuldiibernahme die Klégerinnen

nicht mehr Schuldner der Abgeltungslast seien und die Zwangs- j

vollstreckung gegen sie daher nicht zuléssig sei.
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Die Revision wendet sich auch gegen die Annahme des
Berufungsgerichts, die Beklagte habe die Schuldiibernahme
durch schliissiges Verhalten genehmigt, indem sie mit der
NSV ﬁber die Riickzahlung des Abgeltungsdarlehns korrespon-
diert h?be° Sie riigt, das Berufungsgericnt habe iihersehen;
dass dieseKorrespondenz durch die Anfrage der NSV wegen
sofortifer Léschung und Riickzahlung in Gang gesetzt worden
sei und|die Antwort der Beklagten vom 28. Februar 1944
daher nir den Charakter einer Auskunft gehabt habe. Weiter
macht sie geltend, eine Genehmigung seitens der Beklagten
wir de vorausgesetzt haben, dass sie bei ihrer Handlungs-
weise von einer Schildiibernahme durch die NSV  ausgegangen

. ,.."",s'g
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sei, was indessen nicht der Fall gewesen sei und sich schon
gus ihrem Schreiben vom 27. PFebruar 1950 an den Finanzmini-
ster des Iandes Hessen ergebe, in dem sie u.a. gesagt habe, .

dass die NSV die Hypotheken nicht iibernommen habe. Die
Revisioﬁ,rﬁgt, dass das Berufungsgericht dieses Schreiben

nicht beriicksichtigt habe, und meint, auch der festgestell-
te Sachwerhalt gebe keinen Anlass, einen Genehmigungswillen

der Beklagten anzunchmen. Sie weist darauf hin, da S der
Verkaufér in seinem Schreiben vom 22. Februar‘l? ber?lts
auf die vﬁckzahlungsab81cht der NSV hingeW1esen und dlése
1hrerse1ts nmitgeteilt habe, dass sie grundsatzlich kelne
Hypothehen iibernehme und deshalb die Darlehnshypothek kiin-
dize. Angesichts dieses Sachverhalts und der Tatsache, da8
die NSV fie Darlehnshypothek alsbald zurilickzahlte und die

Abgeltun&slast zum 30. September 1944 ktindigte, konnte nach .
der Anfftssung der Revision die Frage der Genehmigung einer -

SChuldﬁb’rnahme bei der Beklagten {iberhaupt nicht akut
werden, ta es sich um die Riickzahlung und nicht um die
bernahm

macht weiter zeltend, die Beklagte wiirde sich nach den Ge-

der Verbindlichkeiten gehandelt habe. Die Revision

pflogenheiten der Realkreditinstitute vor einer Entscheidung.
iiber die?Genehmigung eine Abschrift des Kaufvertrages haben

-
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voriegen lassen und verlangt haben, dass die NSV sich in
notbrieller Urkunde der sofcrtigen Zwangsvollstreckung
untkrwerfe, wie es bei einer Schuldiihernahme in der Praxis
der Realkreditinstitute iiblich sei, Das wiirde die Beklagte,
wenh sie vom Berufungsgericht befragt worden widre, vorge-
tragen und unter Beweis gestellf haben. Die Revision riigt,
dass das Berufungsgericht in diesem Punkte seiner Aufklé-
rungspflicht nicht geniigt habe, und betont, dass die Be-
klaéte weder die Vorlaze des Kaufvertrages noch die Unter-
werfung unter die sofcrtige Zwangsvollstreckung verlangt
habé; daraus folgert die Revision ebenfalls, dass der
Bekiagten die Vorstellung gefenlt habe, eine Schuldiiber-
nah*e zu genehmigen,

- Auch diesen Riigen war der Erfolg nicht zu versagen.,
|

| Das Berufungsgericht ist davon ausgegangen, dass die
Ubefnanme der Abgeltungslast die {ibernahme der persdnlichen §
Schuld eingeschlossen habe, und nat im Hinblick hierauf
ano¢nommen, dass in der Mitteilung des Verk#ufers vom 22.
Februar 1944 liber die Ubernahme der Hypotheken durch die
NSV izugleich die Mitteilung von der Ubernahme der perssn-
lichen Schuld gelegen habe. Ob aber eine befreiende Schuld-
ibernahme tatsdchlich vereinbart worden ist, bedarf nach
dem oben Gesagten noch der Aufklérung. Sollte eine solche
zwigchen den Parteien des Kaufvertrages nicht vereinbart
worjen sein, so konnte schlechterdings auch in dem Schrei-
ben des Verkdufers vom 22. Februar 1944 keine Mitteilung
von 'einer solchen Schuldiibernahme gelegen haben. Schon
die Richtigkeit des Ausgangspunktes der Uberlegunken des
Berufungsgerichts in der Genehmlgungsfrage ist" danach "
zweifelhaft° Wenn es an der Vereinbarung einer befreien-
den:Schuldﬁbernahme fehlen sollte, so wiirde eine von der
Beklagten erteilte Genehmigung keine den Verkidufer’ befreien-
de Wirkung gehabt haben. Dassetwa ein Schuldubernahmevertraﬂ



zwischen der NSV und der Beklazten zustande gekommen sei
(§ 414 BGB), hat das Berufungsgericht selbst nicht ange-
nommen. Selbst wenn aber eine "-befreiende Schuldiibernahme
zwischen den Parteien des Kaufvertrages vereinbart sein
sollté, so hat dcch das Berufungsgericht die Genehmigung
dleser Schuldiibernahme durch die Beklagte nicht rechtsirr-
tHMSfﬂel festgestellt. Es hat zutreffend ausgefiihrt, dass
strenge Anforderungen zu stellen seien, wenn die Genehmizung
eiper:Schuldﬁbernahme aus einem schliissigen Verhalten her-
geleitet werden solle. Soweit das Berufungsgericht erwogen
| hat, dass die dingliche Sicherung der Abgeltungslast erst-
rangig gewesen sel und deshaldb die persdnliche Schuld eine
unteréeordnete Rolle gespielt haben kdnnte, die NSV auch
als sichererer Schuldner habe angesehen werden kinnen als
der Verkdufer, sindseine ilberlegungen nicht zu beanstanden.
Es haﬁdelt sich bei ihnen- indessen um Erwdgungen, die fiir
die_qulagte fiir ihre Entscheidung, ob sie die Genehmigung

Ny o TR
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- - falls sie nachgesucht sein sollte - erteilen oder ver-

f weigefn solle, von Bedeutung sein kcennten, die indessen

g fiir sich allein nicht geeignet sind, die Erteilung der

% Geneh@igung darzutun. Das hat das Berufungsgericht auch

¥ nicht&verkannt, es bat den Willen der Beklagten zur Ge-

? nehmigung sus den ganzen Umstiénden hergeleitet, hierfiir

; aber im wesentlichen nur angefiihrt, dass die Beklagte

?' die Név als Schuldnerin behandelt habe, indem sie mit

? dleser {iber die Riickzahlung des Abgeltungsdarlehns korre-
? spondiert und auf die Elnhaltung einer frlstgerechten

% Kundigung hingewiesen habe. Mit Recht weist die Revision

g demgegenuber darauf hin, dass dieser Schriftwechsel von dé}
e NSV emngeleltet worden sei und es sich bei ihm um die Riick-

zahlung und Loschung der Belastungen, nicht aber um deren

Fortbes»and gehandelt habe. Insoweit lésst das Berufungs- -
urteil eine hinreichende Bezriindung vermissen. Insbesondere
hat 31ch das Berufungsgerlcht dariiber nicht ausgesprochen,‘
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auf Grund welcher Tatsachendie Beklagte zu der Annahme
kommen musste, dass sie sich iiber die Genehmigung einer
befreienden Schuldiibernahme schliissig werden solle. Wedler
der Ver#éufer noch die Kduferin hatten ausdriicklich um
die Genbhmigung einer Schuldiibernahme nachgesucht und
letztere der Beklagten nicht einmal von der Ubernahme
der Hypbtheken Mitteilung gemacht; beide Vertragsparteien
hatten vielmehr mitgeteilt, dass die NSV die Kapitalien
alsbaldfzurﬁckzahlen wolle. Das Berufungsgericht wird,
falls eé nach der erneuten Priifung auf die Frage der Ge-
nehmiguﬁg ankommen sollte, darlegen miissen, auf Grund
welcher!Tatsachen die Beklagte annehmen konnte, dass ihr
Verhaltén als Genehmigung einer befreienden Schuldiiber-
nahme auyfgefasst werden konne. Fiir die Auffassung der
Beklagtén im Jahre 1944 kann méglicherweise ihr Schreiben
vom 270§Februar 1950 an den Finanzminister des lLandes
Hessen einen Anhaltspunkt bieten, in dem diese die Ansicht
vertreten hat, die NSV habe die Hypothekenbei dem Erwerb R
des Grundstiicks nicht liberncmmen. Auch diirfte zu erwigen
sein, oﬁ eine Genehmigung.seitens der Beklagten ohne Kennt- ¥
nis des Inhalts des Kaufvertrages angenommen werden kann .
und ob, wie die Revision meint, eine Genehmigung nicht .
ohne vorherige Unterwerfung des Erwerbers unter die sofor- g
tige Zwangsvollstreckung erteilt sein wiirde, wobeivon Be-
deutungiéein kann, dass hinsichtlich der Hypothek von $3
270 000 bM der jeweilige Grundstiickseigentimer der sofor- [E
tigen Zwbngsvollstreckung unterworfen war und beziiglich

der Abgelltungslast nach § 11 Abs 1 der Verordnung zur 3
Durchfiihrung der Verordnung iiber die Aufhebung der Gebsude- H
entschuldungssteuer vom 31. Juli 1942 (RGBl I, 503) das- ;
selbe galt, dort aber beziiglich der Zwangsvollstreckung

noch besbndere Vorschriften gegeben waren.
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Nach jalledem musste das angefochtene Urteil aufge-
noben und /die Sache an das Berufungsgericht zu neuer
Verhandlu&g und Entscheidung zuriickverwiesen werden, dem
auch die ﬁntscheidung liber die Kosten des Revisionsver-
fahrens z% libertragen war,

!

i
Dr.Tische

|

i v.Werner

Dr.Hickinghaus Schuster

Dr.Grofimann

-

...

“M‘\s' "
o s
S e

Lk o R SRS

' »

v'“
-,
4 ng

< . . et oy
oAl -~ g0 & 206
SNy iy i

0

v %
2 LR ;é
st 3

PR
.i;
-

. ‘ o »
R R

s
ks

ol
-~

1] X:r"::

A
K]

<)

oA

PO S R e .
VAT A AT gk P A s o Lt s
N Kok Loy T ta -

N AN

PR 4
7 *2
A%
Be s
AKX
N <
A2
RN Y
P 7



	2»b5 056

	vmmm*,

	Ä


	li


	ti

	r



